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Kulturelle

»kreative Klasse«

Autor/innen,
Musiker/innen,

visuelle Künstler/innen,
darstellende Künstler/innen,

Architekt/innen etc.

Kulturwirtschaft

Literatur- und Buchmarkt,
Film- und Fernsehwirtschaft,
Kunstmarkt, Designwirtschaft
Musikwirtschaft, Architektur,

Theatermarkt, Werbung

Öffentlich geförderte Kultur

Bibliotheken, Orchester, Opernhäuser,
Kunstpreise, Kunst- und Musikschulen,

öffentlich geförderte Tanz - und
Medienhäuser, kult urelle Stadtteilarbeit

etc.

Zivilgesellschaftliche,
kulturelle Initiativen

Kunst-, Kultur-, Theatervereine,
Kulturstiftungen,

soziokulturelle Zentren, etc.

»Kreative Milieus« »Kreative Orte«

Das Thema Kulturwirtschaft steht zurzeit land-
auf und landab hoch im Kurs. Das hat auch
die Tagung »Herausforderung KULTUR-

wirtschaft – KulturPOLITISCHE Antworten und
Strategien« im November in Berlin gezeigt. Selbst
der Bundestag hat kürzlich über diese Zukunftsbran-
che debattiert. Nach einer nahezu 20-jährigen Vor-
laufzeit ist die Kulturwirtschaft bzw. deren Variante,
die Kreativwirtschaft, auf den großen politischen
Bühnen angekommen und das Jahr 2007 könnte man
rückblickend fast schon als ein
»Jahr der Kulturwirtschaft« be-
zeichnen. Ein Thema sind in die-
sem Zusammenhang seit Jahren
integrierte Politikansätze, die so-
wohl kulturelle wie wirtschaftli-
che Aspekte berücksichtigen, ein
Thema, das mit den ersten Kultur-
wirtschaftsberichten Ende der
80er Jahre in Deutschland für die
Städte Bochum und Unna nahezu
konstitutiv für das Politik- und
Handlungsfeld der Kulturwirt-
schaft ist und das auch in vielen
Kulturwirtschaftsberichten Be-
standteil der Handlungsempfeh-
lungen ist, u.a. im 2. Kulturwirt-
schaftsbericht Niedersachsen
(Niedersächsisches Institut für
Wirtschaftsforschung/STADTart
2002, 1ff).

Die Gründe für solche integrierenden Politikan-
sätze liegen auf der Hand. So gibt es heute bei einer
zunehmenden Vielfalt an kulturellen Angeboten in
Deutschland eine neue, vermutlich auch sich weiter
verändernde Arbeitsteilung im Kultursektor, also
zwischen öffentlich geförderten und zivilgesell-
schaftlich organisierten sowie erwerbswirtschaft-
lich getragenen Kultureinrichtungen und -angebo-
ten (Übersicht 1). Diese veränderte Arbeitsteilung
ist keine Besonderheit des Kultursektors, sondern
eine allgemeine gesellschaftliche Entwicklung und
hat deshalb nicht nur Konsequenzen für die Kultur-
politik. Anstatt »government« geht es heute in nahezu
allen Politikfeldern um »governance« bzw. rückt an

die Stelle des »welfare states« der Ansatz einer
»mixed economy of welfare« (Evers 2006, 16). An
dieser Neuakzentuierung wird auch die seit kurzem
wieder aufflammende Diskussion um die »Rück-
kehr des Staates« nichts grundsätzliches ändern.

Diese drei oder vier Säulen des Kultursektors,
andere Sprechen von Sektoren, weisen bei zuneh-
mender Komplexität des gesamten Kultursektors
zahlreiche interdependente Beziehungen auf.
Beispielsweise sind kulturelle Szenen auch Nach-

fragemärkte der Kulturwirtschaft und bieten Selbst-
ständigen bzw. Unternehmen der Kulturwirtschaft
spezialisierte Dienstleistungen für die jeweils ande-
ren Säulen des Kultursektors an (ausführlich 3. Kul-
turwirtschaftsbericht, Arbeitsgemeinschaft Kultur-
wirtschaft NRW 1998, 117–156). Wie empirische
Studien zeigen, macht sich die zunehmende Bedeu-
tung der Kulturwirtschaft seit Jahren auch auf der
Nachfrageseite bemerkbar, für das Kulturpublikum
zählt heute allein die Qualität des kulturellen Ange-
bots und nicht der Status des Trägers.

Weitere Gründe für Politikansätze, die sowohl
Kultur- wie Wirtschaftsförderung integrieren, be-
stehen in der Verantwortung der Politiker/innen ge-

Integrierte Kultur-Wirtschafts-Politik: vom Kopf auf die Füße gestellt

Ralf Ebert und Friedrich Gnad

Abb. 1: Struktur des Kultursektors heute
Quelle: STADTart / Kunzmann / Dümcke 2006
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genüber den Bürger/innen hinsichtlich des adäqua-
ten Einsatzes öffentlicher Mittel, und weil öffentlich
geförderte und zivilgesellschaftlich getragene Kul-
tureinrichtungen angesichts der Finanzsituation von
Staat und Kommunen auf Kooperationen mit der
Kulturwirtschaft angewiesen sind. Darüber hinaus
zeigen zahlreiche Projekte im Kontext der Stadtent-
wicklungsplanung der letzten 20 Jahre, dass inte-
grierende Politikansätze sinnvoll und machbar sind,
beispielsweise bei der großflächigen Transformati-
on innerstädtischer Brachen (z. B. dem MediaPark in
Köln), bei Entwicklungskonzepten für großflächige
Brachen im Bestand (u.a. dem Medienhafen Düssel-
dorf, dem Kreativkai Münster oder der Zeche Zoll-
verein in Essen), im Rahmen des Quartiersmanage-
ments (u.a. im Gebiet des Boxhagener Platzes in
Berlin) oder bei der Umnutzung einzelner Gebäude
(u.a. dem Künstlerhaus sowie dem »Depot« in Dort-
mund, dem Kulturbahnhof in Kassel). Hierzu zählen
auch die temporäre Nutzung flächenintensiver Are-
ale in Großstädten wie die des ehemaligen Kunst-
parks-Ost in München, des Güterbahnhofs in Basel
oder des RAW-Tempels in Berlin.

Ein Blick hinter die Kulissen dieser Projekte und
vielen anderen Initiativen zeigt jedoch, dass Politik-
ansätze, die Kultur- und Wirtschaftsförderung inte-
grieren wollen, weniger die in vielen Vorträgen,
Studien und Reden geforderte Lösung als vielmehr
ein Problem darstellen. Warum ist das so? Im Kon-
text der Systemtheorie handelt es sich bei der Kultur-
und Wirtschaftsförderung jeweils um eigene Syste-
me, mit spezifischen Bezügen und Anforderungen.
Damit sind Verständigungsschwierigkeiten verbun-
den, die eine integrierte Politik erschweren. Im De-

tail ist diese schwierig auf den Weg zu bringen bzw.
umzusetzen, weil
• die Mitarbeiter/innen in den jeweiligen Ämtern

nicht immer gewohnt sind bzw. sie nicht ermun-
tert werden, holistisch, also in ressortübergrei-
fenden Zusammenhängen zu denken;

• nicht überall, wo »Kulturwirtschaft drauf« steht,
wirklich »Kulturwirtschaft drin« ist, und nicht
immer eindeutig zwischen wirtschaftlichen Ef-
fekten von Kultureinrichtungen bzw. deren Pro-
grammen und der Kulturwirtschaft als einer
Wirtschaftsbranche unterschieden wird;

• die Kulturwirtschaft von vielen Akteuren aus
dem Kulturbereich im Kontext einer falsch ver-
standenen »Ökonomisierung der Kultur« viel-
fach immer noch und bei einigen vermutlich
sogar gegen jedes bessere Wissen grundsätzlich
negativ angesehen wird;

• Kooperation aufgrund des steigenden Komple-
xitätsgrades und dem damit zunehmenden politi-
schen wie administrativen Kommunikations- und
Abstimmungsaufwand ohne Erfahrungen schwie-
riger ist als das eingeübte Konkurrenzverhalten;

• die einen oder anderen Mitarbeiter/innen und
Dezernenten Veränderungen ihrer Tätigkeiten
oder auch Macht- und Arbeitsplatzverlust be-
fürchten;

• manche Dezernenten, unabhängig von der par-
teipolitischen Couleur, sich aus kommunalpoli-
tischen oder persönlichen Gründen profilieren
wollen und mancherorts Alleingänge starten oder
auch den Stellenwert der Kulturwirtschaft nicht
erkennen;

• für nicht wenige Wirtschaftsförderer der Kultur-
bereich immer noch überwiegend dem öffentli-
chen Sektor zuzuordnen ist oder die Wirtschafts-
förderung zu wenig Verständnis für die Beson-
derheiten des überwiegend kleinteiligen und viel-
fach ganz anderen Mechanismen unterliegenden
Kulturbereichs aufbringt (z.B. im Hinblick auf
das vergleichsweise andere Profil von Standort-
faktoren) und

• Wirtschafts- und Kulturförderung und andere
Politikfelder wie beispielsweise die Bildungspo-
litik, die ein Faktor der Nachfragebildung für den
Kultursektor einschließlich der Kulturwirtschaft
darstellt, noch zu wenig raum- und standortbezo-
gen denken.

Diese Hindernisse einer integrierten Kultur-Wirt-
schafts-Politik können bei entsprechenden Schritten
ausgeräumt werden. Jedoch bedarf es dazu auch
eines adäquaten Strukturmodells der Handlungsare-
na Kulturwirtschaft, das bei zunehmender Komple-
xität des gesamten Kultursektors, der Interdepen-
denzen zwischen dessen Säulen und den Beziehun-
gen zu anderen Politikfeldern weitere Aspekte be-
rücksichtigt. Dazu zählen die unterschiedlichen
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Abb. 2: Strukturmodell der Handlungsarena Kulturwirtschaft
Quelle: STADTart, Dortmund 2007
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Handlungsebenen (EU, Bund, Länder, Regionen,
Kommunen), die relevanten Politikfelder und deren
vielfältige Instrumente, die Einrichtungen und ihre
Angebote, die direkten und indirekten Programme
sowie Einflüsse u.a. seitens der sonstigen Wirtschaft
oder intermediärer Organisationen (Übersicht 2).
Dabei zeigt sich allerdings schnell, dass die Formel
»Kultur-Wirtschafts-Politik« zu kurz greift und eine
integrierte Politik zumindest »Kultur-Wirtschafts-
Stadtentwicklungs- und Bildungspolitik« umfassen
müsste. Doch eigentlich spielen auch noch die Ar-
beitsmarktpolitik und die Integrations- und Wissen-
schaftspolitik eine Rolle.

Innerhalb dieser Handlungsarena müssen sich die
unterschiedlichen Politikfelder allerdings auch zu
einer kooperativen Arbeitsteilung bekennen. Diese
könnte im Grundsatz wie folgt aussehen:

So sollte die Kulturpolitik und -förderung sich
u.a. auf die Unterstützung vielfältiger »kultureller
Szenen« konzentrieren (u.a. in Abstimmung mit den
lokalen besucherorientierten Anbietern der Kultur-
und Kreativwirtschaft wie z.B. privaten Theatern).

Die Wirtschaftsförderung hat Existenzgründun-
gen und die weitere Professionalisierung vor allem
der Mikrounternehmen zu ermöglichen. Ebenso sollte
sie die Potenziale in den jeweiligen Städten ver-
markten und Unternehmen der Kulturwirtschaft im
Rahmen der Bestandspflege unterstützen (z.B. durch
ein entsprechendes Immobilienmanagement).

Die Stadtentwicklungsplanung kann die Entwick-
lungsbedingungen im Kultursektor verbessern, u.a.
durch Rahmenkonzepte in den räumlichen Schwer-
punkten der Kultur- und Kreativwirtschaft einer
Stadt, zum Beispiel durch Stärkung von Kultur- und
Freizeitvierteln (Ebert/Siegmann 2004), durch at-
traktive Gestaltung des öffentlichen Raums im Um-
feld von Kultureinrichtungen oder durch temporäre
Nutzungsmöglichkeiten von Gebäudebrachen (zu
flächendeckenden Konzepten zum Beispiel für Ber-
lin siehe Ebert/Kunzmann 2008).

Als Aufgabe der Bildungspolitik empfiehlt sich
in diesem Zusammenhang die kulturelle Interessen-
bildung bei Kindern, Jugendlichen und Erwachse-
nen durch Programme und Initiativen. An kulturre-
levanten Aus- und Weiterbildungseinrichtungen geht
es dabei, wie vereinzelt schon praktiziert (z.B. mit
dem Career&Transfer Center an der Universität der
Künste in Berlin), auch um die Vermittlung ökono-
mischer Grundlagen in der Kulturwirtschaft.

Die Verständigung über die Arbeitsteilung der zu
beteiligenden Politikfelder vorausgesetzt, bedarf es
dann im nächsten Schritt einer auf die Füße gestell-
ten multidimensional integrierten Kultur-Wirt-
schafts-Stadtentwicklungs- und Bildungspolitik. Ziel
einer solchen Politik ist es, die Anschlussfähigkeit
zwischen den relevanten Politikfeldern herzustellen
und zu erhalten. Zugeschnitten auf die jeweiligen

Kernaufgaben der unterschiedlichen politischen Ebe-
nen der EU, des Bundes, der Länder und Kommunen
(Übersicht 3), könnte eine vertikal und horizontal
integrierte Politik u.a. wie folgt umgesetzt werden:

Zu den ersten Schritten zählen vertrauensbilden-
de Maßnahmen der Kommunikation und Abstim-
mung zwischen den für den gesamten Kultursektor
bedeutsamen Politik- und Handlungsfeldern. Dies
ist eigentlich eine Selbstverständlichkeit, doch bis
heute bei Weitem nicht immer Praxis und kann im
Rahmen von Arbeitskreisen, moderierten Workshops
oder vereinbarten Kommunikations- und Abstim-
mungsregeln erfolgen.

Darauf aufbauend sind unter Beteiligung von
Akteuren, die Offenheit und Verständnis für die
jeweils anderen Politik- und Handlungsfelder mit-
bringen, Netzwerke aufzubauen und Personen zu
identifizieren, die als »Netzwerkknoten«, als zentra-
le Ansprechpartner/innen und »Kümmerer« fungie-
ren.

Hilfreich sind auch eine neue Generation an Kul-
turentwicklungsplänen im Rahmen der kürzlich ver-
abschiedeten »Leipzig Charta« zur Zukunft von Stadt-
entwicklung und Städtebau, die den gesamten und
nicht nur die öffentlich geförderten und zivilgesell-
schaftlich getragenen Säulen des Kultursektors ab-
bilden (Ebert 2004), sowie integrierte regionale Stra-
tegien, wie dies beispielsweise auf der Basis des
Clusteransatzes für Nordrhein-Westfalen vorgese-
hen ist (ausführlich 5. Kulturwirtschaftsbericht, Ar-
beitsgemeinschaft Kulturwirtschaft NRW 2007, 253-
259).

Des Weiteren bedarf es des »Zuckerbrots« inte-
grierter Programmstrukturen, wie beispielsweise mit
dem Programm »Initiative ergreifen« des Landes
NRW, das u.a. die integrierte kulturelle Umnutzung

Abb 3: Integrierte Kultur-Wirtschaftspolitik im Kontext der
Kernaufgaben der politischen Ebenen der EU, des Bundes, der

Bundesländer und  Städte/Regionen
Quelle: STADTart 2007
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von Gebäuden durch zivilgesellschaftliche kulturel-
le Initiativen und die Kulturwirtschaft finanziell
unterstützt (Boll et. al. 2004). In diese Richtung
zielen der Wettbewerb »Create.NRW«, der auf die
Stärkung von Kooperationen, Netzwerken und Clus-
tern in der Kulturwirtschaft des Landes Nordrhein-
Westfalen setzt, oder auch die vor einigen Wochen
verabschiedete Entschließung des Kulturminister-
rats zu einer »Europäischen Kulturagenda«.

Die Hinweise zeigen, dass trotz der seit Jahren
vielfach eingeforderten Integration der Politikfelder
im Kultursektor deren Konzeption und erfolgreiche
Umsetzung noch in den Anfängen steckt. Eine Kul-
tur-Wirtschafts-Politik ist nur ein erster Schritt, dem
die Integration weiterer Politikfelder in vertikaler
wie horizontaler Richtung folgen muss. Dieser Pro-
zess ist mehr als die Addition von Politikfeldern
bzw. deren Instrumenten und erfordert ohne eine
von manchen befürchtete Unterordnung des eigenen
Politikfeldes unter das vermeintliche »Diktat« der
Wertschöpfungsketten in der Kulturwirtschaft  bzw.
den  »Terror der Kulturwirtschaft« von allen Betei-
ligten nicht nur in rhetorischer Hinsicht, sondern
grundsätzlich mehr vernetztes Denken und Handeln
bei Projekten, Konzepten, Initiativen und Strategi-
en.
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Mit Create NRW wird zum ersten Mal in Nordrhein Westfalen ein
spezielles Förderprogramm für die Kultur- und Kreativwirtschaft im
Rahmen des EU-NRW-Programms »Regionale Wettbewerbsfähig-
keit und Beschäftigung 2007–2013« aufgelegt, das vom Ministeri-
um für Wirtschaft, Mittelstand und Energie des Landes NRW durch-
geführt wird. »Der Wettbewerb richtet sich an Akteure und Unter-
nehmen der Musikwirtschaft, der Verlage, des Buchhandels, des
Kunstmarkts, des Theatermarkts, der Film- und Fernsehwirtschaft,
Designwirtschaft, Modewirtschaft, Werbewirtschaft, Software- und
Spieleindustrie und der Architektur.« Er soll die fortschrittlichen und
kreativen Ressourcen der Kulturwirtschaft stärken, um sie für die
wirtschaftliche Entwicklung des Landes nutzen zu können. Die
Landesregierung geht damit einen für Bereiche der Kultur wichtigen
Schritt, in dem sie die wesentlich besser dotierten Programme der
Wirtschaftsförderung für Bereiche der Kultur- und Kreativwirtschaft
öffnet.

In der Beschreibung der Ausgangslage für den Wettbewerb wird
die Kultur- und Kreativwirtschaft wie folgt beschrieben: »Die Kultur-
und Kreativwirtschaft gehört zu den innovativen Wirtschaftsberei-
chen in Nordrhein-Westfalen. Allein im engeren Bereich der Kultur-
wirtschaft arbeiten rund 33.000 Selbstständige und Unternehmen,
die Umsätze in Höhe von 20,7 Mrd. Euro (2005) erwirtschaften.
Während traditionelle Industriezweige tendenziell zurückgehen,
entstehen in diesen überwiegend kleinteilig strukturierten, zur Clus-
terbildung neigenden Wirtschaftsbereichen zahlreiche neue Unter-
nehmen und Arbeitsplätze.«

Mit »kleinteilig strukturiert« kann man den Umstand beschrei-
ben, das ca 90% der Unternehmen im Bereich Kultur- und Kreativ-
wirtschaft Solounternehmer oder Kleinstunternehmen sind. Betrach-
tet man unter diesem Aspekt die Ausgestaltung des Wettbewerbs
stellt sich die Frage, ob die Mehrheit der in der Kultur- und Kreativ-
wirtschaft tätigen Selbstständigen und Kleinstunternehmen die Vo-
raussetzung für die Teilnahme an dem Wettbewerb erfüllen können.

Hinzu kommt, dass mindestens 20 Prozent der Projektmittel
Eigenleistungen sein müssen, wovon maximal die Hälfte über Dritt-

mittel (z.B. Sponsoren) finanziert werden darf. In einer Pressemittei-
lung vom 13. August 2007 schreibt das Ministerium, dass für Create
NRW und ein Förderprogramm für die Chemieindustrie im Zeitraum
2007 bis 2013 insgesamt 300 Mill. Euro zur Verfügung stehen. Hier
wird annähernd deutlich, in welchem finanziellen Rahmen sich die
Projekte bewegen müssen, wenn sie Aussicht auf Erfolg haben
wollen. Die Förderung wird dann im Wege der Kostenerstattung
erfolgen, was von den beteiligten Unternehmen ein entsprechendes
Finanzpolster verlangt. Auch hier stellt sich die Frage, welche
Zielgruppe das Ministerium im Auge hat, wenn es in einer Einfüh-
rung zu dem Wettbewerb als eine der Schwächen der Unternehmen
in der Kultur- und Kreativwirtschaft geringes Kapital und geringe
Markt- und Management-Kenntnisse beschreibt. So gehören denn
zu dem Kreis der Teilnahmeberechtigten neben kleinen und mittle-
ren Unternehmen (KMU) der Kultur- und Kreativwirtschaft und freien
Berufe auch sonstige Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft,
sowie Einrichtungen der wissenschaftlichen und technologischen
Infrastruktur, Gemeinschaftseinrichtungen der Wirtschaft und der
Arbeitnehmer, Universitäten, Forschungsinstitute und Ingenieurbü-
ros, wenn diese das Projekt gemeinschaftlich mit Unternehmen
umsetzen und die Projektergebnisse in NRW verwerten. In diesem
Umfeld werden die eigentlichen Akteure der Kultur- und Kreativwirt-
schaft einen sehr schweren Stand haben.

Die Entwicklung des Wettbewerbs Create NRW sollte entspre-
chend kritisch verfolgt werden. Und: Für die 2. Ausschreibungsrun-
de 2009 sollte ein Bereich geschaffen werden, der besser auf die
Situation der meisten Akteure in der Kultur- und Kreativwirtschaft
zugeschnitten ist, wie sie ja vom Ministerium richtig beschrieben
wurden – kleinteilig strukturiert und mit geringem Kapital ausgestat-
tet.

Hans Joachim Nölle

Der Aufruf zu Create NRW sowie weitere Informationen zur Kultur-
und Kreativwirtschaft in NRW aus Sicht der Landesregierung.erhält
man unter: www.ziel2-nrw.de sowie www.kreativwirtschaft.nrw.de

Create NRW – Ein neues Förderprogramm für die Kulturwirtschaft




